
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Train-Ing GmbH 

§ 1 Geltung und Vertragsschluss

1. Unsere nachstehenden allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen gelten ausschließlich im Verkehr mit
Unternehmern, Kaufleuten, juristischen Personen des
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichem
Sondervermögen.

2. Unsere Lieferungen und Leistungen erfolgen
ausschließlich aufgrund dieser Geschäftsbedingungen.
Abweichungen sowie Geschäfts- und Einkaufsbedingungen
des Käufers wird ausdrücklich widersprochen und sind nur
wirksam, wenn wir sie schriftlich anerkennen, es sei denn,
es handelt sich um individuelle Vertragsabreden.

3. Nebenabreden, Zusicherungen, Änderungen oder
Ergänzungen dieser Bedingungen oder des Vertrages
bedürfen der Schriftform und müssen als solche
ausdrücklich gekennzeichnet sein.

4. Alle Angebote sind unverbindlich und freibleibend.
Aufträge gelten als angenommen, wenn sie durch den
Auftragnehmer entweder schriftlich bestätigt oder
unverzüglich nach Auftragseingang bzw. termingemäß
ausgeführt werden. Dann gilt die Rechnung als
Auftragsbestätigung.

5. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und sonstigen
Unterlagen behalten wir uns das Eigentums- und
Urheberrechte vor. Diese dürfen Dritten nicht zugänglich
gemacht werden.

§ 2 Preise und Zahlungen

1. Unseren Auftragsbestätigungen liegen die jeweils bei
ihrer Ausfertigung geltenden Preise zugrunde. Wir behalten 
uns vor, die am Tage der Lieferung gültigen Preise zu
berechnen, falls eine Erhöhung unserer
Kalkulationsfaktoren eintritt und die Lieferung nach Ablauf
von 4 Monaten nach Zugang der Auftragsbestätigung beim
Kunden erfolgen sollte; es sei denn, es sind ausdrücklich
Festpreise für eine bestimmte Frist vereinbart.

2. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes
ergibt, gelten unsere Preise "ab Werk" ausschließlich
Verpackungs-, Versand-, Fracht-, Porto-, Zoll- und
Versicherungskosten; diese Positionen werden ggf.
gesondert in Rechnung gestellt.

3. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes
ergibt, sind Rechnungen ohne Abzug sofort, spätestens
aber innerhalb von 30 Tagen ab Rechnungsdatum zur
Zahlung fällig. Kommt der Auftraggeber mit der Begleichung 
der Rechnung in Verzug, so hat er Verzugszinsen in
gesetzlicher Höhe (§288 BGB) zu zahlen.

4. Wir sind berechtigt, Abschlagszahlungen für erbrachte
Teilleistungen in Höhe des erbrachten Leistungswertes zu
verlangen.

5. Unsere sämtlichen Forderungen aus der
Geschäftsverbindung werden sofort fällig, wenn beim
Kunden eine wesentliche Verschlechterung in den
Vermögensverhältnissen eintritt. Einer Verschlechterung in
den Vermögensverhältnissen steht es gleich, wenn auch
nur eine fällige Rate eines beliebigen Geschäfts trotz
Mahnung nicht sofort gezahlt wird.

6. Die Aufrechnung mit von uns bestrittenen und nicht
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen des Kunden
ist nicht statthaft. Zur Ausübung eines
Zurückbehaltungsrechtes ist der Kunde nur befugt, wenn
sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis
beruht.

§ 3 Eigentumsvorbehalt

1. Unsere Leistungsgegenstände bleiben bis zur vollen
Bezahlung sämtlicher Forderungen, einschließlich
Nebenforderungen, Schadensersatzansprüchen und
Einlösungen von Schecks und Wechseln, unser Eigentum.

2. Der Eigentumsvorbehalt bleibt auch dann bestehen,
wenn einzelne Forderungen des Kunden in eine laufende
Rechnung aufgenommen werden und der Saldo gezogen
und anerkannt wird.

3. Wird unsere unter Vorbehalt gelieferte Ware vom Kunden 
zu einer neuen beweglichen Sache verarbeitet, so erfolgt
die Verarbeitung für uns, ohne dass wir hieraus verpflichtet
werden. Die neue Sache wird unser Eigentum. Bei
Verarbeitung, Vermischung und Vermengung mit nicht in
unserem Eigentum stehender Ware erwerben wir
Miteigentum an der neuen Sache nach dem Verhältnis des
Rechnungswertes unserer Vorbehaltsware zum
Gesamtwert.

4. Der Kunde ist zur Weiterveräußerung, zur
Weiterverarbeitung oder zum Einbau der Vorbehaltsware
nur im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr und unter
Berücksichtigung der nachfolgenden Bestimmung sowie
nur mit der Maßgabe berechtigt, dass die daraus
resultierenden Forderungen auf uns auch tatsächlich
übergehen.

5. Die Befugnisse des Kunden, im ordnungsgemäßen
Geschäftsverkehr Vorbehaltsware zu veräußern, zu
verarbeiten oder einzubauen, enden mit dem Widerruf
durch uns als Folge einer nachhaltigen Verschlechterung
der Vermögenslage des Kunden, spätestens jedoch mit
seiner Zahlungseinstellung oder mit der Beantragung bzw.
Eröffnung des Insolvenz- oder Vergleichsverfahrens über
sein Vermögen.

§ 4 Lieferfristen / Verzug

1. Vereinbarte Fristen und Termine sind unverbindlich und
gelten als ungefähr. Verbindliche Liefertermine bedürfen
unserer gesonderten schriftlichen Bestätigung.

2. Die Einhaltung von Lieferfristen setzt die Abklärung aller
technischen und kaufmännischen Fragen und den
rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Kunden zu liefernden 
Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und Freigabe,
insbesondere von Plänen, sowie die Einhaltung
vereinbarter Zahlungsbedingungen und sonstiger
Verpflichtungen durch den Kunden voraus. Werden diese
Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich 
die Lieferfristen angemessen. Dies gilt nicht, wenn wir die
Verzögerungen zu vertreten haben.

3. Alle unsere Leistungen stehen unter dem Vorbehalt
richtiger und rechtzeitiger Selbstbelieferung. Dieser
Vorbehalt gilt nicht für kurzfristige Lieferstörungen sowie für
Fälle, in denen wir eine Nichtbelieferung zu vertreten haben. 
Er greift mithin nur in den Fällen, in denen wir trotz
Abschluss eines kongruenten Deckungsgeschäftes die
Lieferung unverschuldet nicht erhalten können. Wir werden
den Auftraggeber über die Nichtverfügbarkeit der Lieferung
unverzüglich in Kenntnis setzen. Ggf. diesbezüglich bereits
geleistete Zahlungen des Auftraggebers werden umgehend
erstattet.

4. Bei Überschreitung eines unverbindlichen Liefertermins
sind wir ab Zugang einer schriftlichen Mahnung des
Auftraggebers verpflichtet, die vertraglich vereinbarte
Leistung innerhalb einer angemessenen Frist auszuführen.



Mit Ablauf dieser Frist kommen wir Verzug. Ist die 
Nichteinhaltung von Fristen auf höhere Gewalt, z.B. 
Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, Terror, Streik o.ä. Ereignisse 
zurückzuführen, verlängern sich die Fristen angemessen.  
 
5. Der Kunde ist verpflichtet, auf unser Verlangen innerhalb 
einer angemessenen Frist zu erklären, ob er wegen der 
Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt und/oder 
Schadensersatz statt der Leistung verlangt oder auf 
Lieferung besteht.  
 

§ 5 Abnahme 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, das von uns erstellte Werk 
nach entsprechender Aufforderung kurzfristig, spätestens 
binnen 10 Werktagen abzunehmen. Die Abnahme erfolgt 
durch schriftliche Erklärung. Nach Ablauf dieser Frist gilt 
das Werk als abgenommen, wenn der Auftraggeber nicht 
binnen dieser Frist Mängel schriftlich rügt. Unwesentliche 
Mängel berechtigen nicht zur Verweigerung der Abnahme. 
 
§ 6  Gewährleistung 
 
1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der 
gelieferten Ware zu prüfen. Offene Mängel, die sofort 
feststellbar sind, hat der Auftraggeber unverzüglich nach 
Ablieferung durch den Verkäufer und versteckte Mängel 
unverzüglich nach der Entdeckung qualifiziert und schriftlich 
zu rügen. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist die 
rechtzeitige Absendung der Mängelanzeige. Unterlässt der 
Auftraggeber die rechtzeitige Mängelanzeige, erlöschen 
sämtliche Gewährleistungsansprüche und die sonstigen 
darauf aufbauenden Ansprüche des Auftraggebers. Dies 
gilt nicht im Falle des arglistigen Verschweigens des 
Mangels. Die Beweislast für den Zeitpunkt der Feststellung 
des Mangels trifft der Auftraggeber.  
 
2. Geringfügige Abweichungen gelten im Rahmen der 
handelsüblichen Toleranzen nicht als Mangel und 
berechtigen den Auftraggeber nicht zur Geltendmachung 
von Gewährleistungsansprüchen. Mehr – oder 
Minderlieferungen bis zu 10% der bestellten Ware können 
nicht beanstandet werden. Berechnet wird die gelieferte 
Menge.  
 
3. Bei begründeter Mängelrüge kann der Auftraggeber 
Nacherfüllung verlangen. Schließen wir die 
Mängelbehebung nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
erfolgreich ab, kann uns der Auftraggeber eine Nachfrist 
setzen. Gelingt die Nacherfüllung in dieser Frist nicht, 
stehen dem, Auftraggeber die gesetzlichen Rechte zu. 
Schadensersatz- oder Aufwendungsersatzansprüche 
bestehen nur im Rahmen der Regelungen zu § 7. 
 
4. Weitergehende Ansprüche, insbesondere Schadens-
ersatz- oder Aufwendungsersatzansprüche, bestehen nur 
im Rahmen der Regelungen zu § 7. 
 
5. Angaben zum Gegenstand der Leistung sind keine 
Garantien für die Beschaffenheit der Waren, es sei denn, 
sie sind ausdrücklich als solche bezeichnet. 
 
6. Die Gewährleistungsfrist beträgt 12 Monate ab Abnahme, 
sofern das Gesetz nicht unter § 634a Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 
3 BGB längere Verjährungsfristen zwingend vorschreibt. 
Die Verjährungsverkürzung auf 12 Monate gilt nicht für 
Schadensersatzansprüche aus Sachmängelhaftung, die 
auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung von uns oder 
auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflicht-
verletzung unserer gesetzlichen Vertreter oder unserer 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie für Schäden aus der 
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, die auf 
einer fahrlässigen Pflichtverletzung von uns oder einer 
vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines 
gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen von uns 

beruhen. Für diese Ansprüche gelten die gesetzlichen 
Verjährungsregelungen. 
 
7. Werden uns vom Auftraggeber Materialien oder 
Ähnliches zur Fertigung des Werkes gestellt, sind deren 
Eigenschaften nicht Bestandteil unserer Qualitäts-
sicherung. Eine diesbezügliche Gewährleistung unserer-
seits ist ausgeschlossen. 
 
 
§ 7 Haftung 
 
1. Sonstige Schadenersatzansprüche des Auftraggebers, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus 
unerlaubter Handlung sind ausgeschlossen. 
 
2. Die Haftungsbeschränkung der Ziffer 1 gilt nicht bei einer 
Haftung für Beschaffenheits- oder Haftbarkeitsgarantien 
und bei der Haftung für Schäden, die auf einer grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung von uns oder auf einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung 
unserer gesetzlichen Vertreter oder unserer 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei der Haftung für 
Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung von 
uns oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder 
Erfüllungsgehilfen von uns beruhen oder soweit das 
Produkthaftungsgesetz zur Anwendung kommt. Unberührt 
bleibt auch die Haftung für die schuldhafte Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten (=Pflichten, deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf); die Haftung ist 
jedoch insoweit außer in den Fällen von Satz 1 auf den 
vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden begrenzt. 
 
3. Eine Haftung für entgangenen Gewinn ist 
ausgeschlossen. 
 
4. Soweit die Schadensersatzhaftung uns gegenüber 
ausgeschlossen oder eingeschränkt ist, gilt dies auch im 
Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaftung 
unserer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter 
und Erfüllungsgehilfen. 
 
§ 8 Schlussbestimmungen  
 
1. Vertragssprache ist deutsch. Soweit sich die 
Vertragspartner daneben einer anderen Sprache bedienen, 
hat der deutsche Wortlaut Vorrang. 
 
2. Erfüllungsort ist, sofern nicht im Einzelfall ausdrücklich 
anderweitig vereinbart, Mönchengladbach. 
 
3. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder in 
Zusammenhang mit dem Vertrag ist Mönchengladbach.  
 
4. Es gilt ausschließlich deutsches Recht unter Ausschluss 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 

 
5. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages oder 
dieser Bedingungen nichtig oder unwirksam sein oder 
zwischen den Parteien einvernehmlich nicht durchgeführt 
werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. Das gleiche gilt im Fall einer Regelungslücke. 
Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke werden 
die Parteien eine Regelung finden, die dem wirtschaftlichen 
Zweck der zu ersetzenden Bestimmung in gesetzlich 
zulässiger Weise am ehesten gerecht wird. 
 
Stand: April 2021 


